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ORGAN DES REICHSBANNERS SCHWARZ-ROT-GOLD 

BUND AKTIVER DEMOKRATEN E.V. UND DES FREIHEITSBUNDES E.V. BERLIN 

Düstere Perspektiven - klare Alternativen 
von Erich Knapp 

Das sollte uns stutzig machen: die CDU ist in finanziellen Schwie­
rigkeiten! Sie ist überschuldet. Ihre Mitglieder haben zwar noch 
nie so große Beiträge und Spenden aufgebracht wie die im Durch­
schnitt ärmeren der SPD - doch jetzt sind auch die ausgleichen­
den Industriegelder versiegt. Die Bosse, die jeden Pfennig drei­
mal umdrehen, bevor sie ihn investieren, halten die CDU ganz 
nüchtern für eine schlechte Geldanlage. Das tut uns leid. Das ge­
schieht, obwohl einige CDU-Landesverbände seit Monaten immer 
stärker nach rechts geschwenkt sind; obwohl der linke Flügel in 
der Mitbestimmungsfrage unter den Teppich gekehrt worden ist. 

Für die Bosse ist die CDU immer noch zu christlich, zu sozial, 
zu demokratisch. Man traut ihr auch nicht zu, daß sie jene „tech­
nokratischen" Reformen durchsetzen kann, an denen auch das 
Wirtschafts-Establishment interessiert ist. Andererseits traut man 
dieser Partei die drakonische Härte nicht zu, mit der die demo­
kratische Mündigkeit der Staatsbürger zugunsten der Konsum­
Idiotie und der Blindheit gegenüber der Verramschung der Res­
sourcen und der Umweltverschmutzung abzuwürgen ist. Die CDU 
ist für die ökonomischen Machthaber der BRD keine Alternative 
zur SPD, solange sie nicht unter dem absoluten Kommando der 
CSU steht. 

Eine Alternative aber braucht sie. Es gibt in der westlichen Welt 
keine Kapitalisten, die so nervös wie die westdeutschen schon 
bei der Ankündigung erhöhter Erbschaftssteuern oder der erwei­
terten Mitbestimmung reagieren. Da greifen sie zur Pistole, nicht 
wahr, investieren nicht mehr, verschieben Milliarden ins Ausland. 
Und planen eine Alternative, die ihnen den Osthandel ebenso ga­
rantiert wie die Erziehung von Massen zwar halbgebildeter, aber 
technisch qualifizierter Arbeiter und Angestellter und obendrein 
der Demokratisierung ein brutales Ende macht. 

Und auch das sollte uns stutzig machen: 800 Hauptleute, also 
10 % von den 8000 Hauptleuten der Bundeswehr, haben der re­
aktionären Denkschrift aus Unna zugestimmt. H. Schmidt ist der 
Bundesminister, der wie kein anderer sein Haus von Reaktionären 
gesäubert hat Aber wie könnte er demokratisieren, wo das demo­
kratische Reservoir unter den Reaktionären wie ein Glas Wasser 
im Meer verschwindet? 

Auf „die Schule der Nation" ist wenig Verlaß. Bei einem äußeren 
Notstand würde sie überrollt. Und den inneren Notstand . wird 
sie so bestehen, wie sie die Verhältnisse s·ieht. Sie sieht sie 
so, wie seit eh und je das deutsche Militär geurteilt hat: trotz 
Scharnhorsts Wort an die Spitze derer, die den Fortschritt nieder­
metzeln. 

Wir sollten es endlich einsehen: unsere Demokratie bewegt sich 
auf den Abgrund zu. Gerade weil die allzu behutsame Bundes­
regierung wie eine harm- und zahnlose Oma agiert, kann sie von 
Böswilligen als des Teufels Großmutter dargestellt werden. Wie 
will dieser Staat überleben, wenn in naher Zukunft Bauernrevol­
ten ausbrechen, deren Vehemenz, Finanzkraft und Brutalität die 
Studentenrevolte zehnmal übertrifft? Was heute an den isolierten 
Universitäten geschieht, wird systematisch vergröbert, um die 
Deutschen in die neurotische Angst vor der „Revolution" zu trei­
ben. 

Der Bund aktiver Demokraten Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold 
ist z'ur Zeit die einzige unabhängige demokratische Organisation 
mit bundesweiter Ausdehnung, die sich die Verteidigung der grund­
gesetzlichen Ordnung zur ersten Aufgabe gesetzt hat. Sie kann 
nur erfüllt werden, wenn die Organisation wächst, hauptamtliche 
Geschäftsführer bezahlen kann und wenn seine Zeitschrift Raum 
genug hat, Probleme der Demokratie darzustellen und zu disku­
tieren. Kurz: wenn sich Länder und Bund entschließen würden, 
diesen Bund so zu fördern wie beispielsweise die Vertriebenen­
verbände; und wenn uns endlich die 1933 erlittenen finanziellen 
Verluste ersetzt würden. Das ist anscheinend nicht zu realisieren. 
Dieselbe Bundesregierung, die revanchistische Organisationen 
finanziert, sperrte der Bundeszentrale für politische Bildung 40 % 
der bereits bewilligten Gelder! Verrät das nicht eine geradezu 
selbstmörderische Weltfremdheit? Man will nicht mehr überzeu­
gen; und während die Rechtsradikalen aufrüsten, hungert man 
die militanten Demokraten aus. 

So sehen wir den demokratischen Staat untergehen. Wahlen ge­
winnen allein heißt noch nicht den Staat gewinnen! Andere haben 
ganz andere Vorstellungen von Demokratie als die Demokraten! 
Nur die dümmsten Nazis geben zu, daß sie Nazis sind! Es gibt 
genug Christen, die die Demokratie durch „Recht und Ordnung" 
retten wollen! Höchsten Segen haben sie schon. 

Im April dieses Jahres empfing Papst Paul VI eine Gruppe öster­
reichischer Militärgeistlicher. Er ermahnte diese Priester, die ihrem 
,,priesterlichen Dienst anvertrauten Soldaten in treuer Pflichter­
füllung gegenüber den Rechten Gottes und der Mitmenschen zu 
bestärken." Dann erklärte er in deutscher Sprache deutlicher: 
„Der moderne Staat braucht die Mitarbeit von Bürgern, die für 
den Schutz der heimatlichen Grenzen einstehen und auch für die 
Erhaltung der Ordnung im Inneren des Landes ihren Beitrag zu 
leisten haben". (dpa-spez. 16 vom 21. April) 

Wir stehen vor der Alternative der kämpferischen Bewahrung der 
Normen des Grundgesetzes oder der Diktatur. Die demokratischen 
Parteien, die nur 5 % der westdeutschen Wählerschaft als Mitglie­
der integriert haben, sind schwankendere Rohre, als man jetzt 
noch anges.ichts ihrer Staatsfinanzierung annimmt. 

Den rechtsradikalen An~ängern der Ordnungsdiktatur sei gesagt, 
daß ihr Plan die Diktatur der SED über ganz Deutschland begün­
stigen wird. Denn Diktatur in der BRD ist nicht so ganz einfach. 
Sie bedeutet den Bruch des demokratischen Consensus, die Spal­
tung des Volkes und das erste Fußfassen der SED in Teilen der 
enttäuschten westdeutschen Bevölkerung. Eine rechte Diktatur 
wird nicht zur totalen „Erfassung" aller Westdeutschen führen, 
sondern zur „Vietnamisierung", zum Bürgerkrieg. 

Deshalb müssen sich alle progressiv-demokratischen Kräfte -
SPD, DGB, FDP, liberaler und sozialer Flügel der ODU sowie alle 
Freiheitlichen in den Massenmedien - für den Aufbau· einer demo­
kratischen Selbs~schutzorganisation entscheiden. Der Bund akti­
ver Demokraten - Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold bietet sich als 
Kader-Organisation an. 



Und jetzt die Organisation stärken 
von August Kerger 

Es ist erfreulich, daß der Artikel „Was gesagt werden muß" in der 
Juni-Nummer unseres Blattes ein Echo gefunden hat. Das zeigt 
auch, daß sich unsere Kameraden Gedanken darüber machen, wie 
es bei uns weiter gehen soll. Wir sind, so hoffe ich wenigstens, 
weit davon entfernt, selbstgefällig zu sagen, daß wir uns etwa kei­
ne Gedanken oder gar Sorgen machen brauchen und alles so wei­
ter laufen könne wie bisher, denn unsere unentschlossenen demo­
kratischen Freunde würden, von den sich entwickelnden poli­
tischen Verhältnissen gezwungen, recht bald den Anschluß an 
unseren Bund aktiver Demokraten zu suchen. Wenn wir also nicht 
selbstgefällig sein wollen, müssen wir unsere Situation kritisch be­
trachten und, wie ich meine, auch Folgerungen daraus ziehen. 
Weil wir aber auch eine festgefügte Gemeinschaft sind, die so 
leicht nicht klein zu kriegen ist, können wir offen sprechen, ohne 
uns zu schaden. Darin liegt auch unsere Stärke. 

Unser jetziger Zustand ist unbefriedigend. 'Die Mehrzahl unserer 
Kameraden war schon vor 1933 bei uns und hat heute das fünf­
zigste Lebensjahr überschritten. Es ist ganz klar, daß damit auch 
die Zahl der sehr aktiv mitarbeitenden Kameraden zu klein ist, 
denn jüngere neue Kameraden kommen noch nicht in so großer 
Zahl zu uns, daß sie entstehende Lücken ausfüllen können. 

Es ist aber wirklich Zeit, daß überall in den Ortsvereinen und 
Stützpunkten, tatsächlich systematisch gearbeitet wird, um eine 
gewisse Kontinuität unserer Arbeit zu erreichen. Es besteht die 
Notwendigkeit, diese Arbeit stärker als bisher auf mehrere Ka­
meraden, zu verteilen und vor allen Dingen auch die richtigen, 
geeigneten Kameraden für die Teilaufgaben zu finden. Das gilt 
insbesondere für die Ortsvereinsebene. Wir wissen, daß dieses 
nicht immer und manchmal auch garnicht zu realisieren ist. Be­
achten wir aber die technisch-organisatorischen Erfordernisse 
nicht, so tritt Stillstand ein. Und dazu wird der Eindruck erweckt, 
daß wir nur eine „Traditionskompanie" sind, von der nichts aus­
strahlt, was unsere Arbeit für neue Freunde attraktiv machen 
würde. Um ein Glas Bier miteinander zu trinken und Erinnerungen 
auszutauschen, bedarf es keines besonderen organisatorischen 
Rahmens. 

Gedenk- und Erinnerungsfeiern und -Fahrten, so wichtig sie auch 
sein mögen, um eine weitgehend uninformierte und oft auch un­
interessierte Bevölkerung immer wieder mahnend mit dem he­
roischen Widerstand vertraut zu machen, der von tapferen Frauen 

und Männern gegen Unzucht und brutale Gewalt geleistet wurde, 
können nicht alleine Höhepunkte unserer Arbeit sein. 

Wenn unsere Kameradschaften sich versammeln, müssen wir uns 
der mühevollen Aufgabe unterziehen, in allererster Linie organi­
satorische und politische Arbeit zu leisten. Aber auch hier dürfen 
wir nicht von der Hand in den Mund leben. Vorstandssitzungen 
könnten durchaus organisationsoffen sein, wir würden dadurch 
manchen neuen Mitarbeiter gewinnen, und MitgHederversammlun­
gen müssen nach Abhandlung der Regularien nicht mit einem 
Wald- und Wiesenthema (wir übertreiben bewußt etwas) schließen. 
Mehr Lebendigkeit, mehr Diskussion und auch Auseinanderset­
zung, daß die Köpfe rauchen, tun unseren Zusammenkünften gut. 

Es ist ja garnicht so, daß - wie manchmal auch von Kameraden 
zu hören ist - uns das Werkzeug fehle, um diese Arbeit leisten 
zu können. Werden unsere Arbeitsrichtlinien, die tatsächlich eine 
gute Arbeitsgrundlage darstellen, wirklich für die praktische Ar­
beit benutzt, und immer wieder in den Vorstandssitzungen oder 
Mitgliederversammlungen herangezogen? Viele Kameraden ken­
nen sie möglicherweise garnicht. Ich höre schon die Gegenfrage, 
wie die gut gemeinten Arbeitsrichtlinien denn verwirklicht werden 
sollen, zumal es an Geld, an Unterstützung durch politische Freun­
de usw. fehle. Dem Einfallsreichtum unserer Kameraden ist doch 
keine Grenze gesetzt. Es müssen beispielsweise regionale Kon­
ferenzen stattfinden auch Zusammenkünfte von Einzelmitgliedern 
in Diasporagebieten und dergleichen, um von der Basis her un­
sere Wirksamkeit zu verbessern. Und was nun den politischen 
Inhalt unserer Arbeit angeht, so gibt er klare Aussagen in der 
Bundessatzung, und die Flugschrift unseres Kameraden Sabais 
„ Die Republik braucht aktive Demokraten" hat noch nichts 
von ihrer Faszination verloren. Da gibt es natürlich auch das Pro­
blem, daß die Zahl derjenigen Kameraden, die in öffentlichen 
und internen Versammlungen oder Foren für unsere Auffassungen, 
für unseren Bund werben, noch zu klein ist. Ich meine, daß ich 
hiermit meine kritischen Anmerkungen abschließen kann, ohne 
sie erschöpfend behandelt zu haben. 

Wenn die Ferien- und Urlaubszeit vorüber ist, sollten die von uns 
angeschnittenen Fragen in den Organisationsgliederungen zur 
Tagesordnung gestellt werden. Und unsere Mahnung, jetzt die 
Organisation zu stärken, muß bald ein sichtbares Ergebnis zei­
gen. Wir werden es schon schaffen. 

Verfahren gegen Dr. Frey ist anhängig 
Der Landesverband Nordrhein-Westfalen unseres Bundes hatte 
in seiner Konferenz in Bonn am 12. Juni 1971 ein Entschließung 
an den Bundesminister des Innern gerichtet mit dem Ansinnen, 
gegen den Herausgeber und Chefredakteur der sogenannten 
„Deutschen Nationalzeitung" Dr. Gerhard Frey und se·inem 
Verlag beim Bundesverfassungsgericht einen Antrag nach 
Artikel 18 des Grundgesetzes zu stellen, mit dem Begehren, 
festzustellen, daß sie das Grundrecht der freien Meinungs­
äußerung insbesondere der Pressefreiheit usw. verwirkt 
haben. Hierzu hat der Herr Bundesminister des Innern (gez. 
Dr. Nollau) dem Landesverband am 16. Juli 1971 mitgeteilt, daß 
bereits die frühere Bundesregierung, vertreten durch den Bun­
desminister des Innern am 17. März 1969 einen solchen Antrag 
gestellt hat. Das Verfahren sei noch anhängig und die Entschei­
dung des Bundesverfassungsgerichts bleibe abzuwarten. Es steht 

uns nicht zu, in ein schwebendes Verfahren einzugreifen. Was uns 
aber nicht verwehrt werden kann, ist der Ausdruck der Hoffnung, 
daß diese Entscheidung recht bald erfolgen möge. 

Die Motivationen der Entschließung des Landesverbandes Nord­
rhein-Westfalen am 12. Juni 1971 dürften wohl die gleichen sein, 
wie sie zu dem Begehren des Herrn Bundesminister des Innern 
im Jahre 1969 geführt haben. 
Wir dürfen nicht nachlassen, eindringlich zu fordern, unter selbst­
verständlich strengster Wahrung rechtsstaatlicher Grundlagen 
gegen die Leute eines neuen verderblichen Nationalismus vorzu­
gehen und ihnen den Prozeß zu machen. 
Die Reaktion erhebt wieder frech ihr Haupt. Ihr auf den Fersen 
zu bleiben, sie und ihre Hintermänner zu demaskieren und ihr 
entschieden entgegenzutreten, ist unsere Aufgabe. (am\ 

Gelesen, zitiert und kommentiert 
Ruf nach Disziplin 
Daß die politischen, die „staatstragenden" Parteien sich immer 
deutlicher zu Instrumenten entwickeln, Wahlen zu organisieren 
und die Kandidatenauslese für die verschiedenen politischen Äm­
ter sicherzustellen, ist eine These, die selbst von konservativen 
Politologen und Soziologen kaum noch bestritten wird. Dem Auf­
trag des Grundgesetzes, an der politischen Willensbildung öffent­
lich mitz,uwirken, werden sie immer weniger gerecht, zumal die­
ser Auftrag alles andere als auch nur halbwegs konkret definiert 
ist. Was in Wahlkampfzeiten an Verbalem und Gedrucktem über 
den Wähler hereinschwappt, ist simple Selbstdarstellung oder Po­
lemik, häufig wirkungsvoll psychologisierte Apelle an unterschwel­
lige Emotionen und Ängste (,,Sicherheit", ,,Mehr Sicherheit", ,,Si­
cherheit für alle"), aber im Ernst kein rationaler Beitrag zur poli­
tischen Willensbildung, zur kritischen öffentlichen Diskussion. 

Diese im Grunde Entpolitisierung der Parteien ermöglichte deren 
angebliche „Entideologisierung", d. h. die Entwicklung zu „Volks­
parteien". Besonders die beiden Großen, CDU/CSU und die SPD, 
wollten grundsätzlich für alle gesellschaftlichen Gruppen nicht nur 
wählbar, sondern auch beitrittsfähig werden, was die Relativierung 
und Angleichung der politischen Programmatik nur ,beschleunigte. 

Dies ging solange gut, wie die auf diese Weise entstandenen star­
ken politischen Minderheiten innerhalb der Parteien stillhielten. 
Die Konflikte brachen jedoch auf, seit sich die Minderheiten im­
mer stärker zu Wort melden und ihre Interessen auch öffentlich zu 
vertreten beginnen. Nun zeigt sich die logische Konsequenz, daß 
sich die „Volkspartei" nicht so geschlossen dem Wähler präsen­
tieren kann wie eine reine Interessenpartei. 

Für die Öffentlichkeit hatte diese Entwicklung den Vorzug, daß 
Entscheidungsprozesse hie und da zumindest ansatzweise trans-



parenter wurden, die Interessengruppen wenigstens konturhaft 
deutlicher (man erinnere sich des letzten CDU-Parteitages und 
seines Verhältnisses zur Mitbestimmung), daß die Spitzenfunk­
tionäre häufiger in Diskussionen eingreifen mußten und zu Aus­
sagen gezwungen wurden. Den Minderheiten in den Parteien ist 
es zu danken, daß zumindest indirekt ein Beitrag zur politischen 
Willensbildung zustande kam. 

Diese sich andeutende Demokratisierung, die, das ist ein Wesens­
merkmal aller Demokratie, auf Widerspruch, Diskussion, Kritik, 
Öffentlichkeit, notfalls Widerstand, beruht, gilt den Parteiführungen 
offenbar als peinlich und unerwünscht. Der Konflikt hat seine Ur­
sachen darin, daß sie, vor allem die SPD, wie Interessenparteien 
strukturiert, auf Disziplin hin angelegt sind und kritische Minder­
heiten leicht als Parteischädlinge ansehen. Da sich in den breiten 
Volksparteien noch kein verläßlicher Führungsstil entwickelt hat, 
beruht die Führung vor allem darauf, daß ein kleiner elitärer Fuh­
rungszirkel , in dem sich Parteiämter und politische Funktionen 
verbinden, mit ungeheurem Informationsvorsprung die Richtung 
bestimmt. 

Hier gilt es wachsam zu sein. Die Rufe nach Disziplinierung, die 
nach gemeinsamer Absprache konkrete Gestalt anzunehmen be­
ginnen, bestätigen die Schwäche der Demokratie in unserem lan­
de. Wenn Parteivorsitzende beispielsweise künftig auch in den 
Schiedskommissionen vertreten sein sollen, so wäre das etwa so, 
als wenn der Staatsanwalt gleichzeitig Richter wäre. Ein unerträg­
licher Gedanke! Außerdem wollen es sich die drei im Bundestag 
vertretenen Parteien künftig ersparen, einem widerspenstigen 
Mitglied konkret parteischädigendes Verhalten nachzuweisen. Da­
mit wird der Willkür Tür und Tor geöffnet." 

FR 9. 7. 71 aga 

Alter Fusel in neuen Fässern? 
„ Für die breite Öffentlichkeit und besonders für die militärische 
Fachwelt verbindet sich mit dem Namen Kreta der Begriff einer 
ganz außergewöhnlichen Leistung, die von einem fast ins Mythi­
sche gehenden Geheimnis umwittert wird. Für die Fallschirmjäger 
der Bundeswehr sind der Name der romantischen Mittelmeerinsel 
und die heftigen Kämpfe vor 30 Jahren Geschichte, die die mei­
sten nicht mehr selbst erlebt haben, Geschichte, die zum Nachden­
ken verpflichtet, Geschichte aber auch, die sich stolz und zugleich 
auch schmerzlich in die kurze Tradition dieser modernen Waffen-
gattung einreiht. " • 

Aus einem Artikel der von der 1. Luftlandedivision der Bun­
deswehr herausgegebenen Zeitschrift „Fallschirm - Spiegel 
der Luftlandetruppen" über die Kämpfe der Hitler-Wehr-
macht vor dreißig Jahren. FR 12. 7. 71 

Es fehlt nur noch, daß die Zeitschrift, die solche empörende Tra­
ditionselaborate bringt, aus einem Fonds der Bundeswehr finan­
ziert wird. Wenn Geschichte „zum Nachdenken verpflichtet" erin­
nern wir uns auch krimineller nazistischer Vorkommnisse in deut­
schen Kriegsgefangenenlagern auf Kreta. Sollen wir nachhelfen? 
Der Mythos wäre weg. 

Alte Nazis haben keine Skrupel 
ALBERT SPEER, früher Hitlers Rüstungsminister, hat nach nor­
wegischen Presseberichten im Juni Norwegen besucht, obwohl 
die Regierung in Oslo seine Anwesenheit nicht wünschte. 

Bei amerikanischen Gesetzgebern kreiste ein 
Becher 
,,Dreißig Mitglieder des amerikanischen Kongresses - zehn Se­
natoren und zwanzig Repräsentanten - schickten dem Sudeten­
deutschen Tag in Nürnberg enthusiastische Grußbotschaften, in 
denen sie der Hoffnung Ausdruck gaben, daß die Sudetendeut­
schen in ihre Heimat zurückkehren und gleichzeitig den Tschechen 
und Slowaken ihre Freiheit wiedergeben würden. Zweihundert­
tausend Angehörige der Sudetendeutschen Landsmannschaft, in 
Nürnberg zu diesem Sudetendeutschen Tag versammelt, applau­
dierten begeistert. Amerika, so mußte es scheinen, steht hinter 
ihren Revancheforderungen. 

Die Grußbotschaften der dreißig amerikanischen Gesetzgeber ka­
men zustande, indem bei ihnen ein „Becher" kreiste: Herr Dr. rer. 
pol. Walter Becher, gebürtiger Sudetendeutscher (aus Karlsbad), 
ehemals Redakteur am Henlein- und Hitler-Organ „Die Zeit" in 
Reichenberg, damals Verfasser antisemitischer Hetzartikel, heute 
Sprecher der in der Bundesrepublik Deutschland aktiven „Sude­
tendeutschen Landsmannschaft" und, um das Maß voll zu machen, 

Bundestagsabgeordneter der Christlich Sozialen Union, der Partei 
des Franz Josef Strauß. Viele von Bechers politischen Mitstreitern 
in dieser „Landsmannschaft", wenn auch wohl nicht er selber, ge­
hören dem berüchtigten „Witiko"-Bund an, der eng mit jener „Ak­
tion Widerstand" verflochten ist, von der Parole „Willy Brand an 
die Wand" ausgeht - so der ehemalige sudetendeutsche Hitler­
jugendführer Siegfried Zoglmann ... 

Dieser Herr Becher hat Amerika bereist und Sympathiebotschaf­
ten für den Henlein-Revisionismus gesammelt. Er war sehr erfolg­
reich; Senator Strom Thurmond, ehemaliger Südstaaten-Demo­
krat und jetzt „Graue Eminenz" der Regierung Nixon, der seit lan­
gem gewohnt ist, zugunsten reaktionärer Kräfte in der deutschen 
Innenpolitik zu intervenieren, gab Becher sogar eine besonders 
herzliche Freundeserklärung zum Nürnberg-Treffen mit: ,,Die 
Standhaftigkeit der Sudetendeutschen gibt uns in den USA Hoff­
nung. Ich grüße meinen guten Freund Walter Becher, der im Ge­
gensatz zu anderen Politikern nie versäumt hat, den Interessen 
des Westens treu zu bleiben ... " 

Strom Thurmond war nicht der einzige, de-r mit plumper Hand ver­
suchte, Willy Brandts Ostpolitik zu torpedieren und die Welt in 
die Ära des „Kalten Krieges " zurückzuführen Unter den anderen 
Gesetzgebern, die Becher auf den Leim gingen, finden wir einige, 
die nicht gewußt haben dürften, wieviel Porzellan sie damit zer­
schlugen: die Senatoren Margaret Chase Smith (Maine) und John 
Sparkman (Alabama) und die Repräsentanten Addabo (New York), 
Wilbur Mills (Arkansas) und Patsy Mink (Hawaii). Den anderen 
aber traut man gerne zu, daß ihnen der Gruß an die reaktionär­
sten Elemente Deutschlands von Herzen kam: etwa den Senato­
ren Harry Byrd Jr. (Virginia), Herman Talmadge (Georgia) und 
John Tower (Texas), und den Repräsentanten Colmer (Missisippi), 
Ford (Michigan), Hebert (Louisiana) und Wilson (Kalifornien). 

Henleins Erben brauchen auf die dreißig Grußbotschaften, die Be­
cher eingesammelt hat, nicht sonderlich stolz zu sein: denn das 
ist nicht die breite Masse der amerikan ischen Öffentlichkeit, die 
sich da zu ihnen gesellt hat. Und die dreißig amerikanischen Un­
terzeichner sollen ihrerseits nicht denken, sich mit ihrem Gruß die 
Freundschaft des deutschen Volkes gesichert zu haben. 

Die Dreißig sind nicht Amerika, und die ergrauten Henlein-Jünger 
sind nicht Deutschland. R. A. 

Wir entnehmen diese erfreulichen Feststellungen der ausgezeich­
neten deutschsprachigen großen jüdischen Wochenschrift 
„AUFBAU" , New York, Nr. 2712. Juli 1971 

Bravo, Jürgen! 
Echternach greift „Deutschland-Stiftung" an 
Die „Deutschland-Stiftung" hat nach Ansicht des Bundesvorsit­
zenden der Jungen Union, Jürgen Echternach, das Recht, im Na­
men Konrad Adenauers Preise zu verleihen, ,,moralisch verwirkt". 
In der neuesten Nummer des Verbandsorgans der Jungen Union, 
„Die Entscheidung", kritisierte Echternach die Entscheidung der 
CDU-nahen Stiftung, den diesjährigen Konrad-Adenauer-Preis für 
Publizistik an den Journalisten William S. Schlamm zu vergeben. 
Die Verleihung müsse allen christlichen Demokraten ein „Dorn 
im Auge" sein, meint Echternach. Schlamm, ,,Ex-Kommunist und 
seit über einem Jahrzehnt Rechtsnationaler" , mache in schöner 
Regelmäßigkeit alle demokratischen Parteien der Bundesrepublik 
verächtlich. 

Echternach weist darauf hin, daß mehrere CDU- und CSU- Mit­
glieder nach einem kürzlich aufgedeckten „Skandal" die Stiftung 
„unter Protest" verlassen hätten. Wenn Adenauer um die heutigen 
Praktiken der „Deutschland-Stiftung" gewußt hätte, so hätte er ihr 
längst - wie Echternach schreibt - ,,das Recht entzogen, seinen 
Namen für diese rechten Sektierer zu mißbrauchen". 

(Associatedpress) 
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Mitteilung des Bundesvorstandes 
Wir bitten die Vorstände der Landesverbände und der Ortsvereine 
sowie alle Mitglieder, davon Kenntnis zu nehmen, daß unsere dies­
jährige politische Informations- und Bildungs-Veranstaltung am 
23. und 24. Oktober in Wiesbaden, und zwar im Sozialheim der 
Arbeiterwohlfahrt, Unter den Eichen 1, stattfindet. Über die Tages­
ordnung und alle Einzelheiten erhalten die Vorstände für ihre De­
legierten in Kürze nähere schriftliche Angaben. 

Die Zahl der benötigten Quartiere (a: Jugendherberge, b: Hotels) 
sind der Geschäftsstelle des Bundes baldigst zu melden. 

ChW. 



Kameraden und Leser schreiben uns ... 
Betrifft Namensgebung. - Liebe Kameraden, Ihr sucht einen neu­
en Namen für das Blatt. Ich schlage vor, einfach „Schwarz-Rot­
Gold" zu nehmen. - Für alle diejenigen, die man nicht als auf­
richtige Demokraten in unserem Sinne bezeichnen kann, sind 
diese Farben immer noch eine kleine „Provokation", haben etwas 
Kämpferisches. Und das ist gut so! 
Bezeichnungen wie „Republik" oder „Demokratisch" sagen zu 
wenig. Hitler und Stalin waren auch „Republikaner". Das Gegen­
teil der Republik, die Monarchie ist ohnehin nicht mehr aktuell. 
Ebenso ist „demokratisch" kein eindeutiger Begriff mehr. Auch 
die Nationaldemokraten sind „Demokraten". Herr Strauß würde 
sicher sehr empört sein, als Nicht-Demokrat bezeichnet zu werden. 
Er bevorzugt es ja sogar, die „Linke" als „faschistisch" zu kenn­
zeichnen. Und im heutigen „Flensburger Tageblatt .. , der einzigen 
Tageszeitung im gesamten schleswigschen Landesteil, könnt Ihr 
in einem Beitrag des Ortsverbandes Husum der Jungen Union 
lesen: 
,,Da Steffen mit überwiegender Mehrheit wiedergewählt wurde, 
heißt das: seine sozialfaschistische Politik *) wird von der großen 
Mehrzahl seiner Genossen unterstützt und gutgeheißen!" 
Also: die Begriffe „republikanisch" und „demokratisch" sind heu­
te so verwirrt worden, daß sie kaum brauchbar sind. -
Das gilt im ganzen auch für die Bezeichnung „Reichsbanner". 
Wenn die Organisation einmal stärker an die Öffentlichkeit treten 
muß - sie wird das (hoffentlich oder leider) bald tun müssen -
ist der Name auch wenig erfreulich: ,. Reich"! 

Ich bitte zu erwägen, ob man den Namen nicht an den in Ehren 
untergegangenen österreichischen "Schutzbund" anknüpfen sollte, 
zumindest in der Namensgebung für etwaige „Einsatzgruppen". 
Der Name Schutzbund sagt wenig Programmatisches. Aber 
,,Kampfbund" wäre vielleicht ganz brauchbar. 
Dies, liebe Kameraden, sind die Gedanken eines alten (Jahrgang 
1906) Demokraten, Republikaners, Sozialisten. 

Dr. Horst Schneider 
Flensburg, Travestr. 2 

*) Es ist festzustellen. daß die Bezeichnung „sozialfaschistische Politi~" 
vor 1933 gegen uns und insbesondere auch die SPD von den Kommun 1-
s t e n verwendet wurde; heute tut es - hoffentlich nur in Husum - die 
junge Union!! Jochen Steffen hat übrigens in einem Interview. die Notwen­
digkeit eines Reichsbanners als möglich angesehen. (Die Redaktion) 

* 
Aus einer weiteren kritischen Zuschrift (der Verfasser ist uns be­
kannt und hat mit Namensnennung geschrieben) entnehmen wir 
folgenden Abschnitt: 
Unsere Erfahrungen bei der Mitgliederwerbung lassen erkennen, 
daß wir vor allem bei SPD-Anhängern Schwierigkeiten haben, weil 
in unserer Zeitung immer wieder auf die drei unsere Organisa­
tion tragenden Parteien, SPD, FDP, CDU hingewiesen wird. Ge­
hen wir von dem Grundsatz aus, daß rechts von der CDU prak­
tisch keine politische Partei existiert, so stammt ihre Anhänger­
schaft von den Deutschnationalen bis zur Zentrumspartei. Man 
kann s•ie nicht als Nachfolgeorganisation des Zentrums von vor 
1933 betrachten, deren Mitglieder auch im Reichsbanner waren. 
Abgesehen von den Rechtsradikalen - denn auch sie sind zum 
Teil Anhänger der CDU -werden die Deutschnationalen in der 
CDU immer mehr Einfluß gewinnen und die kommenden Wahlen 
durch ihren Einfluß immer härter werden. Dies zeigte schon die 
Landtagswahl in Schleswig-Holstein ... " 

Dazu bemerken wir: 

Die Meinung des Schreibers, ein aktiver Kamerad, der mit Leiden­
schaft immer für die Überparteilichkeit des Bundes aus den in 
unserer Bundessatzung über Aufgaben und Ziele unserer Organi­
sation festgelegten Überzeugungen eintrit.t, sind ernst zu nehmen. 
Wir wissen aber auch, daß mancherorts entschiedene Demokra­
ten aus der SPD, der CDU und der FDP unter Hintansetzung par­
teipolitisch unterschiedlicher Auffassungen bei uns im Reichsban­
ner kameradschaftlich, ja freundschaftlich zusammenstehen für 
eine gemeinsame Aufgabe, für unseren demokratischen Staat und 
gegen Extremisten und Reaktionäre aller Art. Was hindert gute 
Demokraten - hier also Sozialdemokraten - unserem Bunde bei­
zutreten und so mit ebenso guten Demokraten aus der CDU und 
der FDP einer drohenden, für die Demokratie verderblichen Pola­
risierung entgegenzuwirken? - Manchmal kann man sich des Ein­
drucks nicht erwehren, daß neben durchaus zu würdigenden Ab­
lehnungsgründen auch fadenscheinige Vorwände gesucht werden, 
um sich nicht für unseren Bund aktiver Demokraten entscheiden 
zu müssen. ,,Zeigt weniger Vorurteile und mehr Zivilcourage", 

rufen wir dem zaudernden Demokraten zu. Allerdings - das haben 
wir schon des öfteren hier gesagt - nur eine Saalschutztruppe 
einer Partei zu sein, das wäre zu wenig, und es wären zudem 
auch immer die Gleichen, die sich dann engagierten. Wir haben 

.so unsere Erfahrungen! (ak) 
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Landesverband Nordrhein-Westfalen 
Ein neuer Landesvorstand (gern. § 8 der Bundessatzung) wurde 
am 12. Juni 1971 in Bonn gewählt: 
Ehrenvorsitzender: Josef Karp, 509 Leverkusen, Petersbergstr. 
41, Tel. 71362 
1. Vorsitzender: August Kerger, 53 Bonn-1, Nikolausstr. 17 II, 
Tel. 229715 
2. Vorsitzender: Erich Knapp, 5205 St. Augustin-Mülldorf (Rhein­
Sieg-Kreis) Narzissenweg 19, Tel. 25687 
Schriftführer: Adolf Best, 53 Bonn-1, Bergstr. 66, Tel. 232822 
Kassierer: Adolf Prangenberg, 53 Bonn-1, Flensburger Str. 68, 
Tel. 634983 
Beisitzer: Herbert Grate, 5672 Leichlingen, Gravenberger Weg 9 

Anton Hilgert, 53 Bonn-1, Mozartstr. 13, Tel. 652771 
Karl Iburg, 498 Bünde 1, Hederkottenweg 60, Tel. 12837 
Ernst Jakobi, 509 Leverkusen, Bismarckstr. 23 
Willi Kohnert, 53 Bonn-1, Renoisstraße 53, Tel. 226639 

Revisoren: Hans Scharf, 53 Bonn-Lengsdorf, Im Hellengarten 5 
und 
Hubert Schmied!, 53 Bonn-1, Römerstraße 335 

Die Geschäftsstelle des Landesverbandes befindet sich beim 
1. Vorsitzenden August Kerger, 53 Bonn-1, Nikolausstraße 17, 
Tel. 229715. 
Bankverbindung des Landesverbandes: Städtische Sparkasse 
Bonn, Girokonto 76422, Adolf Prangenberg -w/Reichsbanner. 
Wir bitten alle Einzelmitglieder, Stützpunkte und Ortsvereine, re­
gelmäßig dorthin abzurechnen. 
Die nächste Landeskonferenz findet statt am Samstag, dem 11. 
September 1971 in Leverkusen. Beginn 10 Uhr, Beendigung am 
Nachmittag. Wir hoffen, bei dieser Veranstaltung auch die Vertre­
ter jener Ortsvereine und Stützpunkte begrüßen zu können, die 
am 12. 6. 1971 nicht anwesend sein konnten. Tagesordnung und 
andere Einzelheiten werden rechtzeitig mitgeteilt. 

Tief bewegten Herzens geben wir Kenntnis von dem Ab­
leben unseres Kameraden 

Arno Scholz 
Ein schweres tückisches Leiden löschte seinen Lebens­
willen aus. 

Arno Scholz hatte uns immer mit Rat und Tat seit unserer 
Gründung zur Seite gestanden. Sein Andenken werden 
wir in Ehren halten. 

Dem Wunsch des Verstorbenen, anstatt Blumenspenden 
der Heimsonderschule Föhrenbühl zu helfen, sind wir 
nachgekommen. 

Freiheitsbund e. V. Landesverband Berlin 

Der Landesvorstand 
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